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ZENTRALE HERAUSFORDERUNG AM WEG  
ZUR KLIMANEUTRALITÄT 
WIE KOMMT DAS „GERECHT“ IN DEN ÜBERGANG?
Wirft man einen Blick auf die aktuellen Geschehnisse in Europa und auf der Welt, wird deutlich:  
die Hütte brennt. Die Klimakrise ist nicht ein Thema für die Enkel und Urenkel, sondern sie trifft  
uns bereits im Hier und Heute. Umso drängender ist es, eine zentrale Herausforderung zu beantwor-
ten: Wie können wir die Klimakrise sozial gerecht bewältigen? 

Eine Frage der Gerechtigkeit

Die Klimakrise trifft nicht alle gleich. Wir alle 

haben unterschiedliche Voraussetzungen, 

wie wir mit den vor uns liegenden Verän-

derungen umgehen können. Einkommen 

und Vermögen, Bildung, Alter, Geschlecht, 

Gesundheitszustand – alle diese Facetten 

beeinflussen unsere individuellen Möglich-

keiten, mit den Veränderungen durch die 

Klimakrise oder mit dem Umbau zur Klima-

neutralität umzugehen. Daraus folgt: umso 

größer die Ungleichheit in einer Gesellschaft 

ausgeprägt ist, umso ungleicher sind auch 

die individuellen Chancen und Möglichkei-

ten im Umgang mit der Klimakrise. 

Die Klimakrise mit all ihren Konsequenzen 

ist daher eine zutiefst soziale Frage und 

gemeinschaftliche Aufgabe. Maßnahmen 

im Kampf gegen die Klimakrise werden 

politisch nur dann erfolgreich sein, wenn 

sie soziale Ungleichheiten berücksichti-

gen. Andernfalls werden sie, aufgrund eines  

berechtigten sozialen Widerstands gegen 

die Maßnahmen, scheitern. Ein Umbau hin 

zur Klimaneutralität kann nur dann gelingen, 

wenn „niemand am Weg zurückgelassen 

wird“1, wie es die Europäische Kommission 

in ihrem Grünen Deal formuliert.

Gerechtigkeit worin?

Die Frage, die sich in der Gestaltung eines 

„gerechten Übergangs“ (Just Transition) stellt, 

ist: Von welcher Form der Gerechtigkeit spre-

chen wir eigentlich? In der Analyse der Ge-

rechtigkeitsdimensionen der Gestaltung und 

Wirkung klimapolitischer Maßnahmen unter-

scheidet die Literatur2 zwischen Verfahrens-
gerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit 
und Anerkennungsgerechtigkeit. 

 n Verfahrensgerechtigkeit meint die 

Gewährleistung eines niedrigschwelligen 

und adäquaten Zugangs zu Information 

und Beratung sowie eines gleichwertigen 

Zugangs zu Rechtsverfahren und Anfech-

tungsrechten. 

 n Verteilungsgerechtigkeit zielt auf die 

Reduktion ungleicher ökonomischer 

Von  
Michael Soder

Abb.1. 
Gerechtigkeitsdimension  
in der Transformation
Quelle: Upham, Sovacool und  
Gosh 2022; Eigene Ergänzungen

Ein Umbau  
hin zur Klima-

neutralität kann 
nur dann  

gelingen, wenn  
niemand am 

Weg zurückge-
lassen wird.

   
   

   
   

   
   

   
Q

ua
lit

ät
 d

er
 V

er
w

al
tu

ng
 u

nd
 In

kl
us

io
n 

   
   

   
   

   
        R

eduktion der Verw
undbarkeit und Stärkung der R

esilienz  

Bürger:innenbeteiligung und Fairness

VerteilungsgerechtigkeitVe
rfa

hr
en

sg
er

ec
ht

ig
ke

it

Anerkennungsgerechtigkeit



Seite 13 | infobrief eu & international 3/2023

Voraussetzungen und Stärkung der indivi-

duellen Möglichkeiten und Fähigkeiten ab. 

 n Anerkennungsgerechtigkeit antizipiert 

die unterschiedlichen Ausgangslagen der 

sozialen Gruppen und Betroffenen sowie 

erlaubt und erleichtert deren Mitsprache 

und Mitbestimmung. 

Abbildung 1 zeigt einen stilisierten Überblick 

über die unterschiedlichen Gerechtigkeits-

facetten, welche in der Maßnahmengestal-

tung eine Rolle spielen.

Eine ambitionierte Klima- und 
Transformationspolitik muss gerecht sein

Die deutsche Klimawissenschafterin Go-

telind Alber3 argumentiert in ihren Arbeiten, 

dass eine ambitionierte Klimapolitik da-

nach verlangt, unsere Strukturen und All-

tagsroutinen entsprechend einer Minimie-

rung der Treibhausgasemissionen und des 

Ressourcenverbrauchs auszurichten, um 

die Klimakrise effektiv zu begrenzen. Da-

mit würde kein Stein auf dem anderen blei-

ben. Unsere Gewohnheiten und Praktiken 

und Verhaltensweisen müssen sich ebenso 

verändern, wie die Technologien, die wir 

einsetzen. Aber auch das Nicht-Handeln 

und ein weiter wie bisher verändert alles 

und führt durch zunehmende Katastro-

phen und veränderten Lebensbedingungen 

über sich damit verschärfende soziale Un-

gleichheiten zu einer Gefährdung unserer 

Lebensentwürfe, wie wir sie bisher kennen. 

Katharina Rogenhofer und Florian Schlede-

rer vom österreichischen Klimavolksbegeh-

ren haben treffend formuliert: „Ändert sich 

nichts, ändert sich Alles“.

Eine tragfähige, nachhaltige und ambitio-

nierte Klimapolitik muss die in Abbildung 1 

festgehaltenen Dimensionen der Gerech-

tigkeit in der Konzeption von klimapoliti-

schen Maßnahmen berücksichtigen, denn 

wenn die Maßnahmen als ungerecht wahr-

genommen oder empfunden werden, dro-

hen sie aufgrund politischen Widerstands 

zu scheitern. Etwas, dass wir uns als Ge-

sellschaft in Hinblick auf die sozialen, öko-

logischen und ökonomischen Kosten des 

Nicht-Handelns4 nicht leisten können. Mit 

Blick auf die unterschiedlichen Gerech-

tigkeitsdimensionen von Transformations-

prozessen wird auch deutlich, dass es 

sich nicht um eine einzige „Just Transition“ 

handelt, sondern um vielfältige und vonei-

nander abhängige Übergangsprozesse in 
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unterschiedlicher Ausprägung entlang von 

Zeit, Raum und sozialem Kontext. 

Wohlstandsorientierte Wirtschaftspolitik 
und Transformation

Es braucht daher ein wirtschaftspolitisches 

Programm der Transformation5. Ein Pro-

gramm, welches die soziale Dimension der 

Klimakrise ernst nimmt und entlang der an-

geführten betroffenen Gerechtigkeitsdimen-

sionen Maßnahmenpakete schnürt. Dabei 

müssen als Leitlinie Dringlichkeit, Klarheit 

und Glaubwürdigkeit gelten. Mit dem Kon-

zept einer Just Transition und den darin 

angesprochenen Gerechtigkeitsdimensi-

onen können aktuelle politische Initiativen 

und Programme auf ihre „Tauglichkeit“ ab-

geklopft werden. Zum Beispiel die Natio-

nalen Energie- und Klimapläne (NEKP) der 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

Maddalena Lamura, Forscherin an der Wirt-

schaftsuniversität Wien, hat sich in einer 

Vergleichsstudie6 die in den NEKPs enthal-

tenen Maßnahmen im Kampf gegen Ener-

giearmut anhand der oben beschriebenen 

Gerechtigkeitsdimensionen näher ange-

sehen. Sie kommt zum Schluss, dass die 

bisherigen Maßnahmen und Lösungsräume 

nicht ausreichen, um dem Phänomen der 

Energiearmut effektiv zu begegnen. Denn 

die in den Plänen enthaltenen Maßnahmen 

sind überwiegend monetär und nicht struk-

turell ausgerichtet. Zwar stellen die Maßnah-

men wesentliche Bausteine in der Gestal-

tung der Transformation aus, aber ob diese 

ausreichen, um ein tragfähiges Gebäude ei-

nes „gerechten Übergangs“ zu bauen, bleibt 

fraglich. 

Dieser Befund trifft sicherlich nicht nur auf 

das Themengebiet der Energiearmut zu. Im 

Gegenteil kann davon ausgegangen wer-

den, dass die oft guten Initiativen an vie-

len Stellen die qualitativen Anforderungen 

der Gestaltung eines gerechten Übergangs 

nicht oder nur unzureichend erfüllen. Es 

bleibt daher die große Aufgabe aller Klima-

bewegten, die Aufmerksamkeit der Politik 

und der Medien nicht nur auf die ökologi-

schen und technologischen Notwendigkei-

ten der Transformation zu richten, sondern 

die Fragen der sozialen Gerechtigkeit eng 

mit jenen der Ökologie zu verknüpfen. Das 

Konzept der Just Transition gibt uns dazu 

ein Analyseschema an die Hand, welches 

wir nutzen sollten, um die notwendige am-

bitionierte Klimapolitik umzusetzen. Von der 

Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik über die 

Industrie- und Regionalpolitik bis hin zur 

Verkehrs- und Infrastrukturpolitik. Damit der 

Umbau hin zu Klimaneutralität gelingt. 

Michael Soder, AK Wien
michael.soder@akwien.at

1 https://ec.europa.eu/regional_policy/funding/just-transition-fund_en?etrans=de (abgerufen am 04.8.2023)
2 Upham, Paul, Benjamin Sovacool, and Bipashyee Ghosh. “Just transitions for industrial decarbonisation: A framework for innovation, 

participation, and justice.” Renewable and Sustainable Energy Reviews 167 (2022): 112699.
3 Alber, Gotelind. „Die sozialen Dimensionen von Klimawandel und Klimapolitik.“ Genossenschaften und Klimaschutz: Akteure für zu-

kunftsfähige, solidarische Städte (2014): 109-133.
4 https://ccca.ac.at/wissenstransfer/coin (abgerufen am 04.08.2023)
5 https://awblog.at/vorausschauende-wirtschaftspolitik-in-zeiten-globaler-krisen/ (abgerufen am 04.08.2023)
6 https://awblog.at/energiearmut-und-energiegerechtigkeit/ (abgerufen am 04.08.2023)
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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